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AIVG §49

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §13

. AIVG Art. 3 8 49 heute

AIVG Art. 3 § 49 glltig ab 01.01.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 106/2015

AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.01.2001 bis 31.12.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2000
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 31.12.2000zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 411/1996
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.07.1994 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.08.1989 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 364/1989
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 13 heute

VwWGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VWGVG § 13 gultig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
VWGVG § 13 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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W262 2296146-1/5E
TEILERKENNTNIS
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Julia JERABEK als Vorsitzende sowie dem fachkundigen
Laienrichter Mag. Armin KLAUSER und der fachkundigen Laienrichterin Mag. Jutta HAIDNER als Beisitzer Uber die
Beschwerde von XXXX geboren am XXXX , gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen
den Bescheid des Arbeitsmarktservice XXXX vom 11.07.2024, VN XXXX zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht
hat durch die Richterin Mag. Julia JERABEK als Vorsitzende sowie dem fachkundigen Laienrichter Mag. Armin KLAUSER
und der fachkundigen Laienrichterin Mag. Jutta HAIDNER als Beisitzer Uber die Beschwerde von rémisch 40 geboren
am romisch 40, gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen den Bescheid des
Arbeitsmarktservice rémisch 40 vom 11.07.2024, VN rémisch 40 zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen den angefochtenen
Bescheid wird gemalR 8 13 Abs. 5 VWGVG iVm§ 28 Abs. 2 VWGVG abgewiesen.A) Die Beschwerde gegen den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid wird gemal3 Paragraph
13, Absatz 5, VWGVG in Verbindung mit Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG abgewiesen.

B)  Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG

nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit dem angefochtenen Bescheid des Arbeitsmarktservice XXXX (in der Folge als AMS oder ,belangte Behdrde”
bezeichnet) vom 11.07.2024 wurde festgestellt, dass dem nunmehrigen BeschwerdefUhrer fir den Zeitraum
10.06.2024 bis 10.07.2024 gemal § 49 AIVG keine Notstandshilfe gebuhrt (Spruchpunkt A). Des Weiteren wurde die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid gemal3§ 13 Abs. 2 VWGVG ausgeschlossen
(Spruchpunkt B).1. Mit dem angefochtenen Bescheid des Arbeitsmarktservice romisch 40 (in der Folge als AMS oder
~belangte Behdrde” bezeichnet) vom 11.07.2024 wurde festgestellt, dass dem nunmehrigen Beschwerdefihrer fur den
Zeitraum 10.06.2024 bis 10.07.2024 gemal Paragraph 49, AIVG keine Notstandshilfe gebuhrt (Spruchpunkt A). Des
Weiteren wurde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid gemal3 Paragraph 13, Absatz 2,

VWGVG ausgeschlossen (Spruchpunkt B).

Die belangte Behorde fuhrte aus, dass der Beschwerdefiihrer den vorgeschriebenen Kontrolltermin am 10.06.2024
nicht eingehalten und sich erst am 11.07.2024 wieder beim AMS gemeldet habe.

2. In der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde fuhrte der Beschwerdeflihrer lediglich aus, dass er den

zugewiesenen Kontrolltermin aufgrund seiner schwierigen Lebensumstande nicht erhalten habe.

3. Die belangte Behorde legte die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung unter Anschluss der
Akten des Verwaltungsverfahrens dem Bundesverwaltungsgericht am 23.07.2024 zur Entscheidung vor und teilte mit,

dass die Durchfliihrung eines Beschwerdevorentscheidungsverfahrens beabsichtigt sei.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Mit Bescheid des AMS vom 11.07.2024 wurde festgestellt, dass dem nunmehrigen Beschwerdefiihrer im Zeitraum
10.06.2024 bis 10.07.2024 gemald 8 49 AIVG keine Notstandshilfe gebtihrt (Spruchpunkt A). Des Weiteren wurde die

aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid gemaRR§ 13 Abs. 2 VwGVG ausgeschlossen
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(Spruchpunkt B). Der Beschwerdefuhrer erhob Beschwerde gegen diesen Bescheid. Er erstattete jedoch kein
hinreichend konkretes bzw. substantiiertes Vorbringen dahingehend, dass der sofortige Vollzug des Bescheides tber
den Verlust der Notstandshilfe ihn unverhaltnismaliig hart treffen wirde. Mit Bescheid des AMS vom 11.07.2024 wurde
festgestellt, dass dem nunmehrigen Beschwerdefihrer im Zeitraum 10.06.2024 bis 10.07.2024 gemal3 Paragraph 49,
AIVG keine Notstandshilfe gebuhrt (Spruchpunkt A). Des Weiteren wurde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde
gegen diesen Bescheid gemaR Paragraph 13, Absatz 2, VwGVG ausgeschlossen (Spruchpunkt B). Der
Beschwerdefihrer erhob Beschwerde gegen diesen Bescheid. Er erstattete jedoch kein hinreichend konkretes bzw.
substantiiertes Vorbringen dahingehend, dass der sofortige Vollzug des Bescheides Uber den Verlust der
Notstandshilfe ihn unverhaltnismaRig hart treffen wiirde.

2. Beweiswurdigung:
Beweis wurde erhoben durch Einsicht in den vorgelegten Verwaltungsakt der belangten Behdrde.
3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts und die Entscheidung durch einen Senat unter Mitwirkung
fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus 88 6, 7 BVWGG iVm & 56 Abs. 2 AIVG (vgl. VWGH 07.09.2017, Ra
2017/08/0081). Die Beschwerde st rechtzeitig und auch sonst zuldssig3.1. Die Zustandigkeit des
Bundesverwaltungsgerichts und die Entscheidung durch einen Senat unter Mitwirkung fachkundiger Laienrichter
ergeben sich aus Paragraphen 6, 7 BVWGG in Verbindung mit Paragraph 56, Absatz 2, AIVG vergleiche VwGH
07.09.2017, Ra 2017/08/0081). Die Beschwerde ist rechtzeitig und auch sonst zulassig.

Zu A) Abweisung der Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung:

3.2. Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
aufschiebende Wirkung hat (§ 13 Abs. 1 VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid § 13 Abs. 2 VWGVG) oder
mit Beschluss (8 22 Abs. 2 VWGVG) ausgeschlossen worden ist.3.2. Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig
eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende Wirkung hat
(Paragraph 13, Absatz eins, VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid (Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG) oder
mit Beschluss (Paragraph 22, Absatz 2, VwGVG) ausgeschlossen worden ist.

Gemald § 13 Abs. 2 VWGVG kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid der Behdrde ausgeschlossen werden, wenn
nach Abwagung der beriihrten 6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheides oder die Auslbung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.GemaR Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG kann die aufschiebende
Wirkung mit Bescheid der Behorde ausgeschlossen werden, wenn nach Abwagung der berthrten offentlichen
Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Ausiibung
der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

Nach § 13 Abs. 5 VWGVG hat die Behorde die Beschwerde gegen einen Bescheid gemafR Abs. 2 - sofern sie nicht als
verspatet oder unzuldssig zurlckzuweisen ist - dem Verwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens
unverzlglich vorzulegen. Das Verwaltungsgericht hat tGber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu
entscheiden und der Behdrde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die
Akten des Verfahrens zurtickzustellen.Nach Paragraph 13, Absatz 5, VwGVG hat die Behérde die Beschwerde gegen
einen Bescheid gemalR Absatz 2, - sofern sie nicht als verspatet oder unzuldssig zurlckzuweisen ist - dem
Verwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziiglich vorzulegen. Das Verwaltungsgericht hat
Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der Behdérde, wenn diese nicht von
der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens zurtickzustellen.

3.3. Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist das Ergebnis einer im Einzelfall
vorzunehmenden Interessenabwagung (VWGH 01.09.2014, Ra 2014/03/0028). § 13 Abs. 2 VWGVG ermoglicht es, den in
der Praxis bestehenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Einbringung allenfalls unberechtigt empfangener
Geldleistungen zu begegnen und dem Interesse der Versichertengemeinschaft, die Einbringlichkeit von (vermeintlich)
zu Unrecht gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige Entscheidung
im Falle der Bekampfung eines Bescheides zu berticksichtigen, indem die berthrten &ffentlichen Interessen mit den
Interessen des Leistungsempfangers abgewogen werden. Stellt sich im Zuge dieser Interessenabwagung heraus, dass
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der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist, so kann die
Behorde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde mit Bescheid ausschliel3en.3.3. Die Entscheidung Uber die
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist das Ergebnis einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwagung
(VWGH 01.09.2014, Ra 2014/03/0028). Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG ermoglicht es, den in der Praxis bestehenden
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Einbringung allenfalls unberechtigt empfangener Geldleistungen zu
begegnen und dem Interesse der Versichertengemeinschaft, die Einbringlichkeit von (vermeintlich) zu Unrecht
gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige Entscheidung im Falle der
Bekampfung eines Bescheides zu berlicksichtigen, indem die berihrten 6ffentlichen Interessen mit den Interessen des
Leistungsempfangers abgewogen werden. Stellt sich im Zuge dieser Interessenabwagung heraus, dass der vorzeitige
Vollzug des angefochtenen Bescheides wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist, so kann die Behorde die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde mit Bescheid ausschlieBen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in diesem Zusammenhang in seinem Erkenntnis vom 11.04.2018, Ro 2017/08/0033,
u.a. Folgendes ausgeflhrt:

LUm die vom Gesetzgeber auBerdem geforderte Interessenabwagung vornehmen zu kdénnen (vgl. zur
Interessenabwagung nach § 30 Abs. 2 VWGG VwWGH 14.02.2014,Ro 2014/02/0053), hat ein Notstandshilfebezieher
insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstdnde, die sein Interesse an einer Weitergewahrung
untermauern, sowie die in seiner Sphare liegenden Umstande, die entgegen entsprechender Feststellungen des AMS
far die Einbringlichkeit einer kiinftigen Rickforderung sprechen, spatestens in der Begriindung (8 9 Abs. 1 Z 3 VWGVG)
seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal
das Verwaltungsgericht gemal § 13 Abs. 5 VWGVG Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu
entscheiden hat. ,Um die vom Gesetzgeber aulRerdem geforderte Interessenabwdgung vornehmen zu kénnen
vergleiche zur Interessenabwagung nach Paragraph 30, Absatz 2, VWGG VwWGH 14.02.2014, Ro 2014/02/0053), hat ein
Notstandshilfebezieher insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstdnde, die sein Interesse an einer
Weitergewdhrung untermauern, sowie die in seiner Sphare liegenden Umstdnde, die entgegen entsprechender
Feststellungen des AMS fur die Einbringlichkeit einer kiinftigen Ruckforderung sprechen, spatestens in der Begrindung
(Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3, VWGVG) seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal das Verwaltungsgericht gemal Paragraph 13, Absatz 5, VWGVG Uber die
Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden hat.

Ein im offentlichen Interesse gelegener Bedarf nach einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ist im
Allgemeinen insbesondere bei der Verhangung einer Sperrfrist mangels Arbeitswilligkeit gemall 8 10 Abs. 1 Z 1 AIVG
(iVm & 38 AIVG) gegeben, deren disziplinierender Zweck weitgehend verloren ginge, wenn sie erst Monate nach ihrer
Verhdngung in Kraft treten wirde. Die Interessenabwagung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung ausschlagen, wenn fur den Fall einer vorlaufigen Weitergewahrung einer Leistung die
Einbringlichkeit des Uberbezuges gefdhrdet ist. Ob eine solche Gefihrdung vorliegt, hat das AMS zu ermitteln und
gegebenenfalls auf Grund konkret festzustellender Tatsachen Uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse der betroffenen
Partei festzustellen (Muller in Pfeil AIVG-Komm Rz 3f und 19 zu 8 56). Wirkt der Notstandshilfebezieher an den
Feststellungen Uber die Einbringlichkeit nicht mit, kann von einer Gefahrdung derselben ausgegangen werden (Muller
in Pfeil AIVG-Komm Rz 19 zu § 56). Eine maRgebliche Gefahrdung der Einbringlichkeit des Uberbezuges ware allerdings
dann nicht anzunehmen, wenn die prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine Ruckforderung der
weiter gezahlten Notstandshilfe unwahrscheinlich machen (vgl. zur Erfolgsprognose VwGH 09.05.2016, Ra
2016/09/0035)."Ein im Offentlichen Interesse gelegener Bedarf nach einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
ist im Allgemeinen insbesondere bei der Verhangung einer Sperrfrist mangels Arbeitswilligkeit gemal3 Paragraph 10,
Absatz eins, Ziffer eins, AIVG in Verbindung mit Paragraph 38, AIVG) gegeben, deren disziplinierender Zweck
weitgehend verloren ginge, wenn sie erst Monate nach ihrer Verhangung in Kraft treten wirde. Die
Interessenabwagung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ausschlagen,
wenn fir den Fall einer vorlaufigen Weitergewahrung einer Leistung die Einbringlichkeit des Uberbezuges gefahrdet
ist. Ob eine solche Gefahrdung vorliegt, hat das AMS zu ermitteln und gegebenenfalls auf Grund konkret
festzustellender Tatsachen Uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse der betroffenen Partei festzustellen (Muller in Pfeil
AIVG-Komm Rz 3f und 19 zu Paragraph 56,). Wirkt der Notstandshilfebezieher an den Feststellungen Uber die
Einbringlichkeit nicht mit, kann von einer Gefahrdung derselben ausgegangen werden (Muller in Pfeil AIVG-Komm Rz
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19 zu Paragraph 56,). Eine maRgebliche Gefdhrdung der Einbringlichkeit des Uberbezuges wire allerdings dann nicht
anzunehmen, wenn die prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine Ruckforderung der weiter
gezahlten Notstandshilfe unwahrscheinlich machen vergleiche =zur Erfolgsprognose VwGH 09.05.2016, Ra
2016/09/0035).”

3.4.1. Im vorliegenden Fall fuhrte der Beschwerdefihrer lediglich aus, dass er den zugewiesenen Kontrolltermin
aufgrund seiner schwierigen Lebensumstande nicht erhalten habe.

Nach der dargestellten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes trifft den Beschwerdefihrer hinsichtlich des
unverhdltnismalligen Nachteils eine Konkretisierungspflicht. In diesem Sinne erfordert die Dartuung eines
unverhaltnismaligen wirtschaftlichen Nachteils die nachvollziehbare Darlegung der konkreten wirtschaftlichen Folgen
der behaupteten EinbuBen auf dem Boden der gleichfalls konkret anzugebenden gesamten wirtschaftlichen
Verhéltnisse der beschwerdeflhrenden Partei. Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst ziffernmaRiger
- Angaben Uber die finanziellen Verhadltnisse der beschwerdefihrenden Partei wird das erkennende
Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides fiir
die beschwerdeflihrende Partei einen unverhaltnismaRigen Nachteil mit sich brachte.

Dazu ist auch ins Treffen zu fuhren, dass das Verwaltungsgericht gemaR§ 13 Abs. 5 VWGVG ohne weiteres Verfahren
zu entscheiden hat. Dies bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der
sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann (vgl.
Eder/Martschin/Schmid, K17 zu § 13). ,Unverziglich” und ,ohne weiteres Verfahren” bedeutet wohl, ohne jede
Moglichkeit, ergdnzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Anm. 8 zu § 13). Dazu ist auch
ins Treffen zu fUhren, dass das Verwaltungsgericht gemal Paragraph 13, Absatz 5, VwGVG ohne weiteres Verfahren zu
entscheiden hat. Dies bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der
sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Gber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann vergleiche
Eder/Martschin/Schmid, K17 zu Paragraph 13,). ,Unverzlglich” und ,ohne weiteres Verfahren” bedeutet wohl, ohne
jede Moglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Anmerkung 8 zu
Paragraph 13,).

3.4.2. Vorliegend fuhrte der Beschwerdefiihrer nicht aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder
rechtlichen Nachteile fur ihn mit dem Verlust des Anspruchs auf Arbeitslosengeld im Zeitraum vom 10.06.2024 bis
10.07.2024 verbunden waren.

Demgegenilber wurde der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung vom AMS insbesondere damit schlissig begriindet,
dass die Einhaltung von Kontrollmeldungen ein wesentliches Instrument der Arbeitsvermittiung sei und der raschen
Integration in den Arbeitsmarkt diene, weshalb diese grundsatzlich einmal wdchentlich wahrzunehmen seien. Die im
offentlichen Interesse gelegene rasche Arbeitsmarktintegration gestalte sich umso schwieriger, je langer der
Arbeitslose der Vermittlungstatigkeit des Arbeitsmarktservice fernbleibe, indem er vorgeschriebene
Kontrollmeldungen ohne Vorliegen von triftigen Griinden nicht wahrnimmt. Da im Zeitraum ab dem versaumten
Kontrollmeldetermin bis zur Wiedermeldung (bzw. neuerlichen Antragstellung) dem Arbeitsmarktservice die
Beendigung der Arbeitslosigkeit durch Vermittlung einer zumutbaren Beschaftigung nicht moglich gewesen sei, stiinde
eine vorlaufige Auszahlung der Leistung im Hinblick auf die dem Beschwerdeflhrer zuzurechnende Ursache der
unterbliebenen Vermittlungs- und Betreuungsmdglichkeit in einem die Versichertengemeinschaft grob belastenden
Missverhaltnis. Eine aufschiebende Wirkung wirde den aus generalpraventiver Sicht im offentlichen Interesse
gelegenen Normzweck, Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bei gleichzeitiger Verfligbarkeit fur die Arbeitsvermittlung
zu gewahren, unterlaufen. Aus diesem Grund Uberwiege das &ffentliche Interesse das mit der Beschwerde verfolgte
Einzelinteresse.

3.5. Die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt B) war daher spruchgemal
abzuweisen.

3.6. Eine mundliche Verhandlung ist entfallen, da das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des§ 13 Abs. 5
VwGVG verpflichtet ist, Uber die Beschwerde ,ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden”, was impliziert,
dass grundsatzlich keine mundliche Verhandlung durchzufiihren ist (vgl. VwGH 09.06.2015, Ra 2015/08/0049).3.6. Eine


https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ra%202016/09/0035&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
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mundliche Verhandlung ist entfallen, da das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des Paragraph 13, Absatz 5,
VwWGVG verpflichtet ist, Uber die Beschwerde ,ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden”, was impliziert,
dass grundsatzlich keine mindliche Verhandlung durchzufuhren ist vergleiche VwGH 09.06.2015, Ra 2015/08/0049).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemafR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begranden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung

zukommt.

Weder weicht die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die maRgebliche Rechtsprechung wurde unter Pkt.
11.3.3. und 11.3.4. wiedergegeben. SchlieBlich liegen auch keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung
der zu lésenden Rechtsfrage vor. Weder weicht die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zum Ausschluss der aufschiebenden Wirkung auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die
mafgebliche Rechtsprechung wurde unter Pkt. rémisch 11.3.3. und rémisch 11.3.4. wiedergegeben. SchlieBlich liegen
auch keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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